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sieren, schreibt die PVL in der sie-
benseitigenMitteilung weiter, in der
andere Massnahmen vorgeschlagen
werden.

«Klingt sehr grosszügig»
Im Zuge der Gesetzesrevision aus
dem Jahr 2011 wurde der Staatsbei-
trag ab 2015 auf 50 Millionen festge-
setzt und soll jährlich um zweiMillio-
nenFrankenerhöhtwerden.Dassdie-
ser Beitrag «längstens bis 2017» zu
entrichten sei, heisse aber nicht, dass
es 2017 zwingend zu einerAbschaf-
fung des Beitrags, sondern zur neuer-
lichen Überprüfung durch die Regie-
rung kommen soll. Die Zusage eines
Staatsbeitrages von trotzdem 20 Mio.

D«Wie schon im Rahmen der Revi-
sion des Arbeitslosengesetzes, mit
der zum 1. Januar 2015 der Staats-
beitrag abgeschafft wurde, soll hier
wiederum zulasten der Allgemein-
heit der Staatsbeitrag massiv ge-
kürzt werden. Der Staat entzieht
sich immer mehr seiner sozialstaat-
lichenVerantwortung, was aus Sicht
des PVL eine gefährliche Entwick-
lung ist», so lautet das vernichtende
Fazit des PVL zum Bericht undAn-
trag der Regierung zur Revision der
AHV. Die Regierung versuche, die
durch das Steuergesetz verursach-
ten Mindereinnahmen «über den
verderblichen und unehrenhaften
Griff in die Sozialwerke zu kompen-

PVL kritisiert geplante AHV-Revision
In einer Medienaussendung nimmt der Personalverband öffentlicher Verwaltungen Liechtensteins (PVL) Stellung zur Vorlage der
Regierung zur geplanten AHV-Revision. Der PVL begrüsst das Ansinnen der Regierung, die AHV auf die Zukunft auszurichten,
bezeichnet einige Massnahmen aber als «Schönrede- und Augenwischerei».

Frankenklingenatürlich sehr grosszü-
gig,wennman von einerAbschaffung
ausgehe. InWahrheit sei es aber eine
Kürzung um sagenhafte 60 Prozent
bei einem «systemrelevanten» Bei-
trag, was wiederum unnötige Gegen-
massnahmen fordert, die am Ende
wieder «eine ohnehin schon benach-
teiligte Personengruppe»betreffen.

Eine Anhebung des Rentenalters
auf 65 Jahre sieht der PVL ebenfalls
nicht. Stressbedingte Krankheitsbil-
der seien im Zunehmen begriffen.
Daher müsste eine allfällige Anhe-
bung durch verbesserte Arbeitsbe-
dingungen abgefedert werden, «was
aufgrundder anhaltendenSparmass-
nahmen nicht absehbar ist».

Tiers garant (Patient zahlt Rechnung
selbst und erhält dann den Betrag ab-
züglich Kostenbeteiligung von der
Krankenkasse vergütet) wird durch
eine andere Massnahme – nämlich
die verpflichtende Rechnungskopie
an den Patienten – ersetzt und somit
nicht realisiert. Die Verlagerung der
Bedarfsplanung in den alleinigenVer-
antwortungsbereichdesKrankenkas-
senverbandes wird ebenfalls nicht
umgesetzt, es bleibt bei der gemein-

DSo profitieren z.B. chronischKran-
ke weiterhin von einer Kostenbefrei-
ung,undauchRentnerwerdenbevor-
zugt behandelt – auch wenn die Be-
stimmung der Krankheiten, welche
als chronisch gelten, sich in der Praxis
als äusserst schwierig herausstellt.
Die Rentner werden auch weiterhin
eine reduzierte Kostenbeteiligung zu
tragen haben.Auf die Einführung des
vorgeschlagenen Gesundheitskontos
wird verzichtet. Die Einführung des

schaftlichen Zuständigkeit des Kas-
senverbandes und der entsprechen-
denBerufsverbände der Leistungser-
bringer. Neben Änderungen, welche
die Eigenverantwortung stärken und
so zu einer bewussteren und sparsa-
meren Inanspruchnahme medizini-
scher Leistungen führen sollen, be-
absichtigt die Regierung, diverse Be-
stimmungen über dasVerhältnis zwi-
schen Leistungserbringern undKran-
kenkassen neu zu regeln. ikr

Sozialere Massnahmen
mit dem Vorbild Schweiz
DiePVL fordert stattdessen sozialere
Massnahmen: zumBeispiel eine Bei-
tragspflicht aufDividendenvon juris-
tischen Personen. Durch Gründung
einer AG werden oft Beitragspflich-
tenumgangen.Ausserdemwirdange-
regt, statt einer Aufteilung aller 13.
AHV-Renten auf 12 Monate eine all-
fällige Streichung der 13.AHV-Rente
bei Einkünften über CHF 100 000
vorzunehmen. Die PVL fordert von
der Regierung, sich an der Schweiz
zu orientieren. Dort werde nämlich
dieAHV-Reform unter der Prämisse
«kein Leistungsabbau» vorgenom-
men. mw

Abgeschwächte KVG-Reform
Die Regierung hat am Dienstagnachmittag die Eckpunkte der Krankenversicherungsreform
präsentiert. Nach den teils heftigen Reaktionen auf den Vernehmlassungsbericht
wurden einige vorgeschlagenen Massnahmen nicht weiterverfolgt.
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«Solang Vorlaga kritisiert
und gänderet wören, läbt
a Demokratie.»

Kaufmann
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